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Niederlage für ukrainische Justiz im Fall Kotsaba
Der Kiew-kritische Journalist wurde wegen Aufrufs zur Kriegsdienstverweigerung verurteilt, später freigelassen / Nun steht er wieder vor Gericht

Ruslan Kotsaba hat einst zur Wehr-
dienstverweigerung in der Ukraine
aufgerufen und wurde dafür zu
dreieinhalb Jahren Haft verurteilt.
Internationaler Druck könnte eine
erneute Verurteilung verhindern.

Von Denis Trubetskoy, Kiew

Im Januar 2015 veröffentlichte der
ukrainische Journalist und Blogger
Ruslan Kotsaba auf YouTube einen
Aufruf, der sich gegen die damalige
erste Welle der Mobilisierung ange-
sichts des Krieges im Donbass richte-
te. In dem Video rief Kotsaba in erster
Linie dazu auf, die Einberufung in die
ukrainische Armee zu boykottieren.
Wegen des Aufrufs zur Kriegsdienst-
verweigerung wurde der heute 51-
Jährige schließlich festgenommenund
bekam im Mai 2016 eine Haftstrafe

von dreieinhalb Jahren. Ein Beru-
fungsgericht sprach Kotsaba nach we-
nigen Monaten frei, allerdings musste
der Kiew-kritische Journalist bis da-
hin 524 Tage hinter Gittern verbrin-
gen.
Obwohl die Position Kotsabas –

dem in der Ukraine oft Sympathien
oder gar Zusammenarbeit mit Russ-
land vorgeworfen wird – sowohl in-
nerhalb als auch außerhalb des Lan-
des polarisierte, stellten sich inter-
nationale Menschenrechtsorganisa-
tionen an die Seite des aus Iwano-
Frankiwsk stammenden Journalis-
ten. »Kotsaba wurde für die Äuße-
rung seiner Position verhaftet. Das ist
genau das Gegenteil dessen, wofür
die Maidan-Revolution gekämpft
hat«, war unter anderem von Trans-
parency International zu hören.
Trotzdem ist der Fall Kotsaba immer

noch nicht Vergangenheit. Denn das
Oberste Gericht der Ukraine hat den
Freispruch im Juli 2017 aufgehoben,
weswegen das Verfahren gerade
fortgesetzt wird.
Das vorerst zuständige Gericht in

Bohoradtschany gab das Verfahren
jedoch zurück an Kiew, seitdem ist
das Bezirksgericht Dolyna mit dem
Fall befasst. Seit diesem Montag soll-
ten vor Gericht in Dolyna Anhörun-
gen stattfinden, die sich allerdings als
relativ kurz erwiesen. Denn die An-
klageschrift wurde von dem Richter
zurückgewiesen – und zwar deswe-
gen, weil darin die eigentliche An-
klage fehlt. »Die Anklage ist nicht ge-
mäß der ukrainischen Gesetzgebung
formuliert worden«, hieß es in der
Mitteilung des Gerichts. Die Staats-
anwaltschaft hat nun die Chance, die
Mängel zu beseitigen und eine neue

Anklageschrift beim Gericht einzu-
reichen.
»Manhat schon dasGefühl, dass die

Machthaber um Poroschenko gewisse
Signale aus dem Westen erhalten ha-
ben«, kommentierte der sich zum
Zeitpunkt der eher überraschenden
Entscheidung in Prag befindende Kot-
saba die Zurückweisung der Ankla-
geschrift. Tatsächlich ist gerade in sei-
nem Fall der Druck des Westens rela-
tiv groß gewesen, zumal neben Trans-
parency International auch Amnesty
International sich für den 51-Jähri-
gen einsetzt. In der Ukraine bleibt das
Image Kotsabas allerdings zweifel-
haft. Seine Zusammenarbeit mit dem
umstrittenen Fernsehsender Kanal 17,
der als prorussisch gilt, und mit dem
staatlichen russischen Fernsehen sorgt
für die Kritik der ukrainischen Zivil-
gesellschaft.

Nun bleibt vor allem die Frage, wie
dieses Hin und Her um Kotsaba wei-
tergehen wird. Ursprünglich war
nicht damit zu rechnen, dass das Ver-
fahren wieder geöffnet wird, nur da-
mit ein Bezirksgericht die Anklage-
schrift als nicht zufriedenstellend
zurückweist. Allerdings ist gerade in
diesem Fall vieles von dem Druck der
internationalen Gemeinschaft ab-
hängig, was jedoch typisch für die
Ukraine ist.
Und dieser Druck kommt aus der

EU und teilweise auch aus Deutsch-
land. »Mit dem Verfahren gegen Kot-
saba zeigt die ukrainische Justiz, wie
sie gegen die Kritiker der Kiewer Po-
litik vorgeht«, betont man in der
Deutschen Friedensgesellschaft DFG-
VK. »Wir fordern die sofortige Ein-
stellung des erneut eröffneten Ver-
fahrens.«

Ein Sechseck, gefüllt mit Blut und Tod
In Syrien bilden sich neue Frontlinien – können die UN einen Waffenstillstand für Ost-Ghuta vermitteln?
Kanzlerin Merkel hat das Vorgehen
der syrischen Regierung gegen das
eigene Volk scharf verurteilt. Das sei
ein Massaker. Richtig. Doch ist die
Parteinahme wenig hilfreich ange-
sichts der komplizierten Lage.

Von René Heilig

Es gibt derzeit wohl keinen Kriegs-
schauplatz, der unübersichtlicher ist
als der in Syrien. Kollegen von dpa
haben versucht, das Geflecht in eine
Grafik zu fassen. Herausgekommen
ist ein Hexagon. Als Beteiligte ge-
nannt: die syrischeRegierung, die von
den Volksverteidigungseinheiten
(YPG) vertretenen Kurden, syrische
Rebellen sowie Russland, die USA
und die Türkei.
Der Versuch, Übersicht zu erzeu-

gen, ist ehrenwert. Doch reichen da-
zu sechs Ecken und Pfeile, die je nach
Farbe ein Mit- oder ein Gegeneinan-
der symbolisieren, nicht. Beispiels-
weise fehlen wesentliche beteiligte
Parteien wie Iran – samt Hisbollah –
und Israel. Auch die modifizierten
saudischen Aktivitäten in Syrien sind
schwer in das Sechseck zu zeichnen.
Ein aktueller Brennpunkt ist Ost-

Ghuta. Die Region liegt nahe der
Hauptstadt Damaskus. Seit dem Wo-
chenende erleiden die dort ums
Überleben kämpfenden annähernd
400 000 Menschen – bewaffnete Is-
lamisten wie Zivilisten – eine der bis-
lang blutigsten Angriffswellen seit
Beginn des Bürgerkriegs 2011.
In den vergangenen drei Tagen ka-

men zumeist bei massiven Luftan-
griffen syrischer Regierungstruppen
mindestens 270 Menschen ums Le-
ben. 1200 weitere wurden verletzt,
melden Agenturen und berufen sich
auf »Aktivisten« und die Syrische Be-
obachtungsstelle für Menschenrech-
te, die fernab in London parteiisch ge-
gen das Regime von Baschar al-As-
sad Meinungen produziert. Wer halb-

wegs ehrlich Opferzahlen benennen
will, kann angesichts der Bilder nur
von fürchterlich vielen Toten und
Verwundeten sprechen. Der Ver-
gleich mit dem Elend von Aleppo im
Jahr 2016 ist gerechtfertigt.
Das Ghuta-Gebiet wird noch von

dem radikal-salafistischen Bündnis
Dschaisch al-Islam kontrolliert. Da-
hinter verbergen sich 43 Organisati-
onen unter Führung der Terrormiliz
Liwa al-Islam. Zuletzt geriet Ost-Ghu-
ta 2013 in Schlagzeilen. Es ging um ei-
nen Chemiewaffenangriff. Die UNO
wies den Einsatz von Sarin nach, das
mit Raketen in die Stadt geschossen
worden war. Im Herbst wurde Ost-
Ghuta von Iran, Russland und der
Türkei zu einer von vier Deeskalati-
onszonen erklärt. Das Problem? An

der Entscheidung waren weder die
Regierung in Damaskus noch die mit
ihr verfeindeten Rebellen beteiligt.
Warum eskaliert die Lage in Ost-

Ghuta gerade jetzt, schließlich ist die
Region seit Jahren unter der Kont-
rolle von Rebellen und bereits seit
Monaten von Regierungstruppen
eingeschlossen? Nach der weitge-
hend gelungenen militärischen Zer-
schlagung des Islamischen Staates
(IS) entstanden mehrere Regionen
mit Machtvakuum. Die verbliebenen
Parteien versuchen, sich eine gute
Ausgangsposition zu verschaffen,
sollte es in naher Zukunft zu einem
Waffenstillstand und substanziellen
politischen Gesprächen über eine
Nachkriegsordnung kommen. Es ist
leicht nachvollziehbar, dass Assad vor

seiner Hauptstadt »klare Verhältnis-
se« schaffen und Ost-Ghuta zurück-
erobern will. Die Bodenoffensive
könne »jeden Moment beginnen«,
schrieb die Damaszener Zeitung «Al-
Watan» am Dienstag.
Moskau weist alle aktuellen Vor-

würfe der USA und aus der UNO zu-
rück. Weder Russland noch Iran be-
teiligten sich an den Kämpfen umOst-
Ghuta. Für 18 Uhr (Ortszeit) war am
Donnerstag eine Dringlichkeitssit-
zung des UN-Sicherheitsrates zur
dortigen Lage geplant. Ziel ist, so
Nachrichten aus Moskau, einen Waf-
fenstillstand zu vermitteln.
Bedrohlich ist die Situation auch

im Norden Syriens. Dort geht die tür-
kische Armee weiter gegen Stellun-
gen der YPG vor. Noch vor kurzem

waren deren Kämpfer die besten
Fußtruppen der USA im Kampf ge-
gen den IS. Ein Bündnis auf Zeit. Dass
es nun noch zu einer direkten Kon-
frontation zwischen den NATO-Part-
nern Türkei und USA kommt, ist re-
lativ unwahrscheinlich. Vor allem,
weil Ankara wie Washington noch
immer hoffen, das Assad-Regime be-
seitigen zu können, um Russland aus
der Region zu drängen.
Vor ein paar Tagen rückten syri-

sche Regierungstruppen zur – noch
symbolischen – Unterstützung der
Kurden in deren de facto autonomes
Gebiet vor. Dass aus dem bisherigen
Burgfrieden zwischen YPG und Assad
nun eine Waffenbrüderschaft wird, ist
unwahrscheinlich. Eher bilden sich
neue, zusätzliche Fronten.

Trauer in Afrin um getötete Familienmitglieder, die im Zuge der Gefechte mit dem türkischen Militär ums Leben kamen Foto: dpa/Kyodo
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chung landschaftl. Schönheit in aller Welt 
schlägt geradezu aus als Dauer-Attacke 
auf d. Liebe zur eigenen näheren Heimat, 
ist sie eher schlicht schön. Da hält man 
es denn lieber , Genugtuung gebend, 
m. Th. Storm: „Meine liebe kleine graue 
Stadt am Meer!“                F. Grupe 

B Ü C H E R

D E N K Z E T T E L

Esperanto: Lehrbücher, Literatur
www.esperanto-buecher.de

Freiabonnements für Gefangene e.V. 
Bank für Sozialwirtschaft, IBAN: 
DE02 1002 0500 0003 0854 00 
Kennwort: »nd«, www.freiabos.de

Freiabonnements 
für Gefangene e.V.

NACHRICHTEN

Streik an Universitäten in
Großbritannien
London.Hunderte Professorenund
Dozenten an Dutzenden Universi-
täten in Großbritannien haben am
Donnerstag im Streit um eine Ren-
tenreform die Arbeit niedergelegt.
Sollte keine Einigung zustande
kommen, droht die Gewerkschaft
UCUden zweitägigen Streik auf bis
zu 14 Tagen bis Mitte März aus-
zuweiten. Betroffen sind davon
laut Gewerkschaft bis zu eine Mil-
lion Studenten. Die Hochschulleh-
rer protestieren gegen eine ge-
plante Rentenreform des Univer-
sitätsverbands Universities UK. Der
Universitätsverband will mit der
Reformein Loch von etwa 6,1 Mil-
liarden Pfund in seiner Renten-
kasse stopfen. dpa/nd

Ägypten verurteilt 21
IS-Anhänger zum Tode
Kairo. Ein ägyptisches Gericht hat
21 Angeklagte wegen der Grün-
dung einer Zelle der Terrormiliz
Islamischer Staat (IS) zum Tode
verurteilt. Zudem bekamen sie-
ben weitere Ägypter langjährige
Haftstrafen. Die Richter sahen es
am Donnerstag nach einem Be-
richt des Staatsfernsehens als er-
wiesen an, dass die Männer in der
Hafenstadt Damietta am Mittel-
meer einen Ableger des IS aufge-
baut und Anschläge auf Sicher-
heitskräfte geplant hatten. Gegen
die Urteile kann Berufung einge-
legt werden. 16 der Todesurteile
wurden in Abwesenheit ausge-
sprochen, weil die Angeklagten
flüchten konnten. dpa/nd

ETA stimmt über
Selbstauflösung ab
Madrid. Sechs Jahrzehnte nach
ihrer Gründung hat die baskische
Untergrundorganisation ETA ihre
Auflösung eingeleitet. Mit einem
von der baskischen Zeitung »Ga-
ra« am Donnerstag veröffentlich-
ten Schreiben der ETA-Führung
wird ein Verfahren zur Auflösung
der Organisation per Abstimmung
eingeleitet. Die ETA müsse »die
Zeit des bewaffnetenKonflikts und
der damit zusammenhängenden
Situationen beenden und mit al-
len unseren Kräfte den politi-
schen Prozess befördern«, heißt es
darin. AFP/nd

Warnung vor Mafia-
Einfluss bei Italienwahl
Rom. Die italienische Regierung
hat vor dem Einfluss der Mafia bei
der Wahl in Italien im März ge-
warnt. »Es wird darüber zu viel
geschwiegen«, sagte Innenminis-
ter Marco Minniti bei einer Ver-
anstaltung der parlamentarischen
Anti-Mafia-Kommission. Es beste-
he ein »konkretes Risiko, dass die
Mafia die freie Wahl beeinflussen
kann«. »Es ist eine Bedrohung für
das Wichtigste in einer Demokra-
tie: die Wahlfreiheit. Es darf kein
Schweigen im Wahlkampf ge-
ben.« Die Mafia-Clans seien in der
Lage, Institutionen und Politik zu
beeinflussen. dpa/nd
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Tunnelblick auf Syrien
Parteienvertreter im Bundestag kritisieren einseitige Sicht der Kanzlerin

Berlin. Bei neuen Angriffen auf das syrische
Rebellengebiet Ost-Ghuta nahe Damaskus sol-
len am Donnerstag erneut mindestens 13 Per-
sonen ums Leben gekommen sein. Der Krieg
in Syrien war am selben Tag auch Thema im
Bundestag, und einmal mehr spiegelte die De-
batte eine sehr unterschiedliche Bewertung
des Kriegsgeschehens wider. Kanzlerin Ange-
la Merkel sagte während ihrer Regierungser-
klärung, »wir müssen alles, was in unserer
Kraft steht tun, damit dieses Massaker ein En-
de findet«.
Dem widersprachen Oppositionspolitiker

nicht, kritisierten aber scharf, dass sich dieser

Appell ausschließlich auf die syrische Regie-
rung bezog, die Invasion türkischer Streit-
kräfte in kurdische Gebiete Nordsyriens je-
doch mit keinem Wort erwähnt wurde.
»Es ist einfach ein Unding, dass sie in die-

ser Situation kein Wort zu der Aggression der
Türkei in Nordsyrien verlieren«, sagte der Vor-
sitzende der LINKE-Fraktion Dietmar Bartsch.
»Da wird ein völkerrechtswidriger Krieg ge-
führt, und das erwähnen Sie hier nicht.« Grü-
nen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt
kritisierte das ebenfalls, meinte jedoch,
Bartsch müsse auch Russland als Verbünde-
ten von Damaskus verurteilen.

Überhaupt stand Merkel mit ihrer Sicht auf
den Syrien-Krieg ziemlich allein. SPD-Außen-
politiker Niels Annen widersprach der einen
Tag zuvor von Regierungssprecher Steffen Sei-
bert geäußerten These, es handele sich bei der
türkischen Offensive um einen Akt der Selbst-
verteidigung. »Ich glaube nicht, dass das vom
Völkerrecht gedeckt ist«, sagte Annen. Die Be-
lagerung der Stadt Afrin sei »mehr als der le-
gitime Einsatz gegen Terroristen«, sagte auch
der CDU-Außenpolitiker Johann Wadephul
ausdrücklich im Namen der gesamten Uni-
onsfraktion. Dies müsse auch von deutscher
Seite klar gesagt werden. roe Seiten 4 und 8

Allein inmitten von Trümmern. Rollstuhlfahrer in der Stadt Douma im Rebellengebiet Ost-Ghuta Foto: Reuters/Bassam Khabieh

STANDPUNKT

Koalition der
Heuchler
Olaf Standke über Rüstungsexporte
Berlins an ein Kriegsbündnis

Gerade hat sich der UN-Sicher-
heitsrat mit Irans Schuld an Ra-
ketenangriffen der Huthi-Rebellen
auf Saudi-Arabien beschäftigt. Sie
kämpfen in Jemen gegen Truppen
des Präsidenten, der wiederum
am Tropf einer von Riad geführ-
ten Militärkoalition hängt. Immer
wieder wird Teheran vorgewor-
fen, trotz Waffenembargo den
Konflikt durch Rüstungslieferun-
gen anzuheizen. So gesehen ge-
hörte auch Berlin auf die Ankla-
gebank. Zwar gilt das Embargo
nicht für alle Konfliktparteien,
doch wirken deutsche Waffen
ebenfalls als Brandbeschleuniger.
Allein im Vorjahr wurden er-

neut Exporte für rund 1,3 Milliar-
den Euro an die am Krieg betei-
ligten Länder genehmigt. Und das,
obwohl inzwischen 20 Millionen
Menschen unter der dramatischen
Verschlechterung der Lebenslage
in dem bettelarmen Wüstenstaat
leiden. Dabei dürften Spannungs-
gebiete oder Länder, in denen
Menschenrechte massiv verletzt
werden, gar keine Waffen erhal-
ten – auf dem Papier. Doch erst
jetzt haben Union und SPD in ih-
ren GroKo-Verhandlungen einen
Exportstopp für alle vereinbart,
die »unmittelbar« am Krieg in Je-
men beteiligt sind.
Das kommt 6000 tote Zivilisten

zu spät, und Ländernamen bleibt
Schwarz-Rot weiter schuldig. So
gehört auch Jordanien zu den
Kriegsparteien, ein enger Verbün-
deter und Standort für Bundes-
wehr-Tornados. Amman kommt
sogar in den Genuss direkter Rüs-
tungshilfe. 130 Millionen Euro
sollen es 2018 wieder sein. Von
einem Stopp ist hier bei der Koa-
lition der Heuchler keine Rede.

UNTEN LINKS

Wir müssen an dieser Stelle ein-
mal über Bertolt Brecht reden,
einen Zeit seines Lebens unge-
kämmten fanatischen Kommu-
nisten, der sich selbst für einen
Künstler hielt und der vor ca.
zwei Wochen 120 Jahre alt ge-
worden wäre, wenn er nicht so
ein linksversifftes Drogenopferle-
ben geführt hätte. Einer intellek-
tuell verwahrlosten kleinen Aka-
demikerkaste ist er heute vor al-
lem durch seine Abiturienten-
»Lyrik« und seine stalinistischen
Theaterstücke bekannt, insge-
samt viel Wirres und Hetzerisches
ist dabei. Schon der ehemalige
bundesdeutsche Außenminister
Heinrich von Brentano charakte-
risierte die fragwürdigen Büh-
nenstücke des Schmierfinks wie
folgt: Diese seien »kein sinnvoller
Ausdruck deutschen Kulturguts«.
Brecht war praktisch so etwas wie
der Deniz Yücel seiner Zeit. Mo-
ment! Halt! Ein einziges gutes
Gedicht hat der Kerl geschrieben,
das muss man zugeben: »Eins.
Zwei. Drei. Vier. / Vater braucht
ein Bier. / Vier. Drei. Zwei. Eins. /
Mutter braucht keins.« tbl

Deutschland heizt
Krieg in Jemen an
Berlin gestattet Rüstungsexporte für
1,3 Milliarden Euro im Jahr 2017

Berlin. Die Bundesregierung hat im vergan-
genen Jahr Rüstungsexporte für rund 1,3 Mil-
liarden Euro an die am Jemen-Krieg beteilig-
ten Länder genehmigt. Das geht aus einer Ant-
wort des Wirtschaftsministerium auf eine par-
lamentarische Anfrage des Grünen-Bundes-
tagsabgeordnetenOmidNouripour hervor. Im
Vergleich zu 2016 nahm der Umfang der Ge-
nehmigungen sogar um neun Prozent zu. Der
größte Teil der militärischen Ausrüstung ging
an Ägypten (708 Millionen Euro), Saudi-Ara-
bien (254 Millionen) und die Vereinigten Ara-
bischen Emirate (214 Millionen). Saudi-Ara-
bien führt die Koalition aus neun Ländern an,
die die jemenitische Regierung seit drei Jah-
ren im Kampf gegen die schiitischen Huthi-
Rebellen unterstützt. Union und SPD haben
sich in den Koalitionsverhandlungen auf ei-
nen Exportstopp für alle Länder verständigt,
die »unmittelbar« am Jemen-Krieg beteiligt
sind. Welche damit gemeint sind, ist weiter
unklar. Der Grünen-Außenpolitiker Nouri-
pour kritisiert, dass der Exportstopp zu spät
komme. dpa/nd

Trump sieht Lösung
in mehr Waffen
US-Präsident trifft Massaker-Opfer
und will Lehrer bewaffnen

Washington. Die Trauer und Wut von Über-
lebenden des Schulmassakers in Florida be-
kam Donald Trump hautnah zu spüren. Der
US-Präsident hörte sich am Mittwoch im
Weißen Haus die emotionalen Schilderun-
gen seiner Gäste an – und sorgte dann mit
einem Vorstoß für Irritationen: Trump
schlug vor, einzelne Lehrer zu bewaffnen,
um künftig potenzielle Täter abzuschre-
cken. Der Vorschlag löste Kritik und Kopf-
schütteln aus.
Ungeachtet der von Schülern getragenen

Protestwelle, die sich für striktere Waffen-
gesetze in den USA einsetzt, zeigte sich
Trump offen für Überlegungen, einzelne
Lehrer zu bewaffnen, um Gewalttaten an
Schulen künftig zu verhindern. Etwa 20 Pro-
zent der Lehrer kämen dafür in Frage, sagte
er. »Dies wäre natürlich nur etwas für Leu-
te, die sehr geschickt im Umgang mit Waf-
fen sind«, fügte er hinzu. Die Lehrer sollten
die Waffen versteckt tragen. Sie könnten At-
tacken in Schulen dann im Ernstfall »sehr
schnell beenden«. AFP/nd Seiten 4 und 7

Dieselurteil
vertagt
Bundesverwaltungsgericht prüft
Frage der Fahrverbote länger

Leipzig. Millionen Autofahrer sowie Wirt-
schaft und Politik müssen weiter warten: Das
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat sei-
ne Entscheidung über mögliche Diesel-Fahr-
verbote für bessere Luft in Städten vertagt.
Der 7. Senat will sein Urteil erst am 27. Feb-
ruar verkünden, wie der Vorsitzende Rich-
ter, Andreas Korbmacher, am Donnerstag
mitteilte. Das sogenannte Rechtsgespräch
habe deutlich länger gedauert als vorgese-
hen. Ursprünglich war für Donnerstag be-
reits eine Entscheidung erwartet worden.
Im Mittelpunkt der rund vierstündigen

Verhandlung stand die Frage, ob Städte Fahr-
verbote für Dieselfahrzeuge nach geltendem
Recht eigenmächtig anordnen können oder ob
es neue, bundeseinheitliche Regelungen ge-
ben muss, um Schadstoff-Grenzwerte einzu-
halten. Die Bundesländer Baden-Württem-
berg und Nordrhein-Westfalen hatten Revisi-
on gegen die Urteile der Verwaltungsgerichte
in Stuttgart und Düsseldorf eingelegt, die zur
Erreichung sauberer Luft auch Fahrverbote
nicht ausgeschlossen hatten. dpa/nd Seite 9
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Mutti droht mit Taschengeldentzug
Kanzlerin will Zahlungen der EU-Hilfsfonds an arme Regionen stärker mit Bedingungen verknüpfen

Im Vorfeld des EU-Gipfels geht
Merkel in die Offensive: Staa-
ten, die sich bei der Aufnahme
von Flüchtlingen oder bei Struk-
turreformen sperren, sollen we-
niger EU-Gelder erhalten.

Von Fabian Lambeck

Bundeskanzlerin Angela Merkel
will die EU-Hilfsfonds für struk-
turschwache Regionen als Druck-
mittel gegen Staaten nutzen, die
sich der Aufnahme von Flücht-
lingen verweigern. Die Vertei-
lungskriterien sollten »künftig
auch das Engagement vieler Re-
gionen und Kommunen bei der
Aufnahme und Integration von
Migranten widerspiegeln«, sagte
Merkel am Donnerstag im Bun-
destag bei ihrer Regierungserklä-
rung zum informellen EU-Gipfel in
Brüssel. Das zielte vor allem ge-
gen osteuropäische Mitglieds-
staaten wie Polen oder Ungarn,
die sich beharrlich weigern, ihre
EU-Quote bei der Aufnahme von

Flüchtlingen zu erfüllen, gleich-
zeitig aber von den Hilfsfonds
profitieren. Im gleichen Atemzug
drängte Merkel aber darauf, die
Personalausstattung der Grenz-
schutzbehörde Frontex zu verbes-
sern. Damit kam sie Kritikern der
EU-Flüchtlingspolitik wie dem ös-
terreichischen FPÖ-Innenminister
Herbert Kickl entgegen, dermeint,
wenn es gelänge, den Schutz der
Außengrenzen zu verbessern,
würde sich das Problem von selbst
erledigen.
SPD-Fraktionschefin Andrea

Nahles bezeichnete Merkels For-
derung nach stärkerer Abschot-
tung als »richtig«. Doch müsse die
EU auch die wirtschaftlichen und
sozialen Unterschiede zwischen
den Mitgliedsstaaten angehen.
»Die Ungleichheit der Lebensver-
hältnisse ist weitaus größer als in
den USA«, mahnte Nahles mit
Blick auf die EU, wo das Wohl-
standsgefälle zwischen Staaten
wie Bulgarien und den Nieder-
landen nicht geringer wird.

Doch Sozial- und Flüchtlings-
politik sind keine zentralen Punk-
te auf der Agenda des informellen
EU-Gipfels. Die 27 Regierungs-
chefs wollen am Freitag vor allem
über die Finanzplanungen nach
dem Austritt Großbritanniens und
die EU-Parlamentswahlen 2019
diskutieren. Dabei wird es hoch
hergehen. Denn durch den Aus-
tritt des Nettozahlers Großbritan-
nienwerdenEuropa pro Jahr zwölf
bis 14 Milliarden Euro fehlen. Zu-
mal die auch von Merkel gefor-
derte Abschottung der EU-Außen-
grenzen binnen sieben Jahren 20
bis 25 Milliarden Euro mehr kos-
ten würde. Die Kanzlerin will die
Auszahlung von EU-Geldern zu-
dem stärker von Strukturrefor-
men der Nehmerländer abhängig
machen. Die neoliberale EU-Of-
fensive der Deutschen geht also in
die nächste Runde.
Streit wird es auch in der Frage

geben, ob die Parteienblöcke bei
den EU-Wahlen wieder mit Spit-
zenkandidaten ins Rennen gehen.

Insbesondere Frankreich stellt sich
hier quer. Diskussionsstoff bieten
zudem die Pläne zu transnationa-
len Listen, auf denen Politiker ver-
schiedener Länder gemeinsam
kandidieren könnten. Nahles
sprach sich am Donnerstag für sol-
che Listen aus, ebenso die Grünen
und die FDP. Die Europäische
Volkspartei (EVP), zu der auch
CDU und CSU gehören, ist dage-
gen. Die Europäische Linke ist in
der Frage tief gespalten. Seite 2
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Tunnelblick auf Syrien
Parteienvertreter im Bundestag kritisieren einseitige Sicht der Kanzlerin

Berlin. Bei neuen Angriffen auf das syrische
Rebellengebiet Ost-Ghuta nahe Damaskus sol-
len am Donnerstag erneut mindestens 13 Per-
sonen ums Leben gekommen sein. Der Krieg
in Syrien war am selben Tag auch Thema im
Bundestag, und einmal mehr spiegelte die De-
batte eine sehr unterschiedliche Bewertung
des Kriegsgeschehens wider. Kanzlerin Ange-
la Merkel sagte während ihrer Regierungser-
klärung, »wir müssen alles, was in unserer
Kraft steht tun, damit dieses Massaker ein En-
de findet«.
Dem widersprachen Oppositionspolitiker

nicht, kritisierten aber scharf, dass sich dieser

Appell ausschließlich auf die syrische Regie-
rung bezog, die Invasion türkischer Streit-
kräfte in kurdische Gebiete Nordsyriens je-
doch mit keinem Wort erwähnt wurde.
»Es ist einfach ein Unding, dass sie in die-

ser Situation kein Wort zu der Aggression der
Türkei in Nordsyrien verlieren«, sagte der Vor-
sitzende der LINKE-Fraktion Dietmar Bartsch.
»Da wird ein völkerrechtswidriger Krieg ge-
führt, und das erwähnen Sie hier nicht.« Grü-
nen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt
kritisierte das ebenfalls, meinte jedoch,
Bartsch müsse auch Russland als Verbünde-
ten von Damaskus verurteilen.

Überhaupt stand Merkel mit ihrer Sicht auf
den Syrien-Krieg ziemlich allein. SPD-Außen-
politiker Niels Annen widersprach der einen
Tag zuvor von Regierungssprecher Steffen Sei-
bert geäußerten These, es handele sich bei der
türkischen Offensive um einen Akt der Selbst-
verteidigung. »Ich glaube nicht, dass das vom
Völkerrecht gedeckt ist«, sagte Annen. Die Be-
lagerung der Stadt Afrin sei »mehr als der le-
gitime Einsatz gegen Terroristen«, sagte auch
der CDU-Außenpolitiker Johann Wadephul
ausdrücklich im Namen der gesamten Uni-
onsfraktion. Dies müsse auch von deutscher
Seite klar gesagt werden. roe Seiten 4 und 8

Allein inmitten von Trümmern. Rollstuhlfahrer in der Stadt Douma im Rebellengebiet Ost-Ghuta Foto: Reuters/Bassam Khabieh

STANDPUNKT

Koalition der
Heuchler
Olaf Standke über Rüstungsexporte
Berlins an ein Kriegsbündnis

Gerade hat sich der UN-Sicher-
heitsrat mit Irans Schuld an Ra-
ketenangriffen der Huthi-Rebellen
auf Saudi-Arabien beschäftigt. Sie
kämpfen in Jemen gegen Truppen
des Präsidenten, der wiederum
am Tropf einer von Riad geführ-
ten Militärkoalition hängt. Immer
wieder wird Teheran vorgewor-
fen, trotz Waffenembargo den
Konflikt durch Rüstungslieferun-
gen anzuheizen. So gesehen ge-
hörte auch Berlin auf die Ankla-
gebank. Zwar gilt das Embargo
nicht für alle Konfliktparteien,
doch wirken deutsche Waffen
ebenfalls als Brandbeschleuniger.
Allein im Vorjahr wurden er-

neut Exporte für rund 1,3 Milliar-
den Euro an die am Krieg betei-
ligten Länder genehmigt. Und das,
obwohl inzwischen 20 Millionen
Menschen unter der dramatischen
Verschlechterung der Lebenslage
in dem bettelarmen Wüstenstaat
leiden. Dabei dürften Spannungs-
gebiete oder Länder, in denen
Menschenrechte massiv verletzt
werden, gar keine Waffen erhal-
ten – auf dem Papier. Doch erst
jetzt haben Union und SPD in ih-
ren GroKo-Verhandlungen einen
Exportstopp für alle vereinbart,
die »unmittelbar« am Krieg in Je-
men beteiligt sind.
Das kommt 6000 tote Zivilisten

zu spät, und Ländernamen bleibt
Schwarz-Rot weiter schuldig. So
gehört auch Jordanien zu den
Kriegsparteien, ein enger Verbün-
deter und Standort für Bundes-
wehr-Tornados. Amman kommt
sogar in den Genuss direkter Rüs-
tungshilfe. 130 Millionen Euro
sollen es 2018 wieder sein. Von
einem Stopp ist hier bei der Koa-
lition der Heuchler keine Rede.

UNTEN LINKS

Wir müssen an dieser Stelle ein-
mal über Bertolt Brecht reden,
einen Zeit seines Lebens unge-
kämmten fanatischen Kommu-
nisten, der sich selbst für einen
Künstler hielt und der vor ca.
zwei Wochen 120 Jahre alt ge-
worden wäre, wenn er nicht so
ein linksversifftes Drogenopferle-
ben geführt hätte. Einer intellek-
tuell verwahrlosten kleinen Aka-
demikerkaste ist er heute vor al-
lem durch seine Abiturienten-
»Lyrik« und seine stalinistischen
Theaterstücke bekannt, insge-
samt viel Wirres und Hetzerisches
ist dabei. Schon der ehemalige
bundesdeutsche Außenminister
Heinrich von Brentano charakte-
risierte die fragwürdigen Büh-
nenstücke des Schmierfinks wie
folgt: Diese seien »kein sinnvoller
Ausdruck deutschen Kulturguts«.
Brecht war praktisch so etwas wie
der Deniz Yücel seiner Zeit. Mo-
ment! Halt! Ein einziges gutes
Gedicht hat der Kerl geschrieben,
das muss man zugeben: »Eins.
Zwei. Drei. Vier. / Vater braucht
ein Bier. / Vier. Drei. Zwei. Eins. /
Mutter braucht keins.« tbl

Deutschland heizt
Krieg in Jemen an
Berlin gestattet Rüstungsexporte für
1,3 Milliarden Euro im Jahr 2017

Berlin. Die Bundesregierung hat im vergan-
genen Jahr Rüstungsexporte für rund 1,3 Mil-
liarden Euro an die am Jemen-Krieg beteilig-
ten Länder genehmigt. Das geht aus einer Ant-
wort des Wirtschaftsministerium auf eine par-
lamentarische Anfrage des Grünen-Bundes-
tagsabgeordnetenOmidNouripour hervor. Im
Vergleich zu 2016 nahm der Umfang der Ge-
nehmigungen sogar um neun Prozent zu. Der
größte Teil der militärischen Ausrüstung ging
an Ägypten (708 Millionen Euro), Saudi-Ara-
bien (254 Millionen) und die Vereinigten Ara-
bischen Emirate (214 Millionen). Saudi-Ara-
bien führt die Koalition aus neun Ländern an,
die die jemenitische Regierung seit drei Jah-
ren im Kampf gegen die schiitischen Huthi-
Rebellen unterstützt. Union und SPD haben
sich in den Koalitionsverhandlungen auf ei-
nen Exportstopp für alle Länder verständigt,
die »unmittelbar« am Jemen-Krieg beteiligt
sind. Welche damit gemeint sind, ist weiter
unklar. Der Grünen-Außenpolitiker Nouri-
pour kritisiert, dass der Exportstopp zu spät
komme. dpa/nd

Trump sieht Lösung
in mehr Waffen
US-Präsident trifft Massaker-Opfer
und will Lehrer bewaffnen

Washington. Die Trauer und Wut von Über-
lebenden des Schulmassakers in Florida be-
kam Donald Trump hautnah zu spüren. Der
US-Präsident hörte sich am Mittwoch im
Weißen Haus die emotionalen Schilderun-
gen seiner Gäste an – und sorgte dann mit
einem Vorstoß für Irritationen: Trump
schlug vor, einzelne Lehrer zu bewaffnen,
um künftig potenzielle Täter abzuschre-
cken. Der Vorschlag löste Kritik und Kopf-
schütteln aus.
Ungeachtet der von Schülern getragenen

Protestwelle, die sich für striktere Waffen-
gesetze in den USA einsetzt, zeigte sich
Trump offen für Überlegungen, einzelne
Lehrer zu bewaffnen, um Gewalttaten an
Schulen künftig zu verhindern. Etwa 20 Pro-
zent der Lehrer kämen dafür in Frage, sagte
er. »Dies wäre natürlich nur etwas für Leu-
te, die sehr geschickt im Umgang mit Waf-
fen sind«, fügte er hinzu. Die Lehrer sollten
die Waffen versteckt tragen. Sie könnten At-
tacken in Schulen dann im Ernstfall »sehr
schnell beenden«. AFP/nd Seiten 4 und 7

Dieselurteil
vertagt
Bundesverwaltungsgericht prüft
Frage der Fahrverbote länger

Leipzig. Millionen Autofahrer sowie Wirt-
schaft und Politik müssen weiter warten: Das
Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat sei-
ne Entscheidung über mögliche Diesel-Fahr-
verbote für bessere Luft in Städten vertagt.
Der 7. Senat will sein Urteil erst am 27. Feb-
ruar verkünden, wie der Vorsitzende Rich-
ter, Andreas Korbmacher, am Donnerstag
mitteilte. Das sogenannte Rechtsgespräch
habe deutlich länger gedauert als vorgese-
hen. Ursprünglich war für Donnerstag be-
reits eine Entscheidung erwartet worden.
Im Mittelpunkt der rund vierstündigen

Verhandlung stand die Frage, ob Städte Fahr-
verbote für Dieselfahrzeuge nach geltendem
Recht eigenmächtig anordnen können oder ob
es neue, bundeseinheitliche Regelungen ge-
ben muss, um Schadstoff-Grenzwerte einzu-
halten. Die Bundesländer Baden-Württem-
berg und Nordrhein-Westfalen hatten Revisi-
on gegen die Urteile der Verwaltungsgerichte
in Stuttgart und Düsseldorf eingelegt, die zur
Erreichung sauberer Luft auch Fahrverbote
nicht ausgeschlossen hatten. dpa/nd Seite 9
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Mutti droht mit Taschengeldentzug
Kanzlerin will Zahlungen der EU-Hilfsfonds an arme Regionen stärker mit Bedingungen verknüpfen

Im Vorfeld des EU-Gipfels geht
Merkel in die Offensive: Staa-
ten, die sich bei der Aufnahme
von Flüchtlingen oder bei Struk-
turreformen sperren, sollen we-
niger EU-Gelder erhalten.

Von Fabian Lambeck

Bundeskanzlerin Angela Merkel
will die EU-Hilfsfonds für struk-
turschwache Regionen als Druck-
mittel gegen Staaten nutzen, die
sich der Aufnahme von Flücht-
lingen verweigern. Die Vertei-
lungskriterien sollten »künftig
auch das Engagement vieler Re-
gionen und Kommunen bei der
Aufnahme und Integration von
Migranten widerspiegeln«, sagte
Merkel am Donnerstag im Bun-
destag bei ihrer Regierungserklä-
rung zum informellen EU-Gipfel in
Brüssel. Das zielte vor allem ge-
gen osteuropäische Mitglieds-
staaten wie Polen oder Ungarn,
die sich beharrlich weigern, ihre
EU-Quote bei der Aufnahme von

Flüchtlingen zu erfüllen, gleich-
zeitig aber von den Hilfsfonds
profitieren. Im gleichen Atemzug
drängte Merkel aber darauf, die
Personalausstattung der Grenz-
schutzbehörde Frontex zu verbes-
sern. Damit kam sie Kritikern der
EU-Flüchtlingspolitik wie dem ös-
terreichischen FPÖ-Innenminister
Herbert Kickl entgegen, dermeint,
wenn es gelänge, den Schutz der
Außengrenzen zu verbessern,
würde sich das Problem von selbst
erledigen.
SPD-Fraktionschefin Andrea

Nahles bezeichnete Merkels For-
derung nach stärkerer Abschot-
tung als »richtig«. Doch müsse die
EU auch die wirtschaftlichen und
sozialen Unterschiede zwischen
den Mitgliedsstaaten angehen.
»Die Ungleichheit der Lebensver-
hältnisse ist weitaus größer als in
den USA«, mahnte Nahles mit
Blick auf die EU, wo das Wohl-
standsgefälle zwischen Staaten
wie Bulgarien und den Nieder-
landen nicht geringer wird.

Doch Sozial- und Flüchtlings-
politik sind keine zentralen Punk-
te auf der Agenda des informellen
EU-Gipfels. Die 27 Regierungs-
chefs wollen am Freitag vor allem
über die Finanzplanungen nach
dem Austritt Großbritanniens und
die EU-Parlamentswahlen 2019
diskutieren. Dabei wird es hoch
hergehen. Denn durch den Aus-
tritt des Nettozahlers Großbritan-
nienwerdenEuropa pro Jahr zwölf
bis 14 Milliarden Euro fehlen. Zu-
mal die auch von Merkel gefor-
derte Abschottung der EU-Außen-
grenzen binnen sieben Jahren 20
bis 25 Milliarden Euro mehr kos-
ten würde. Die Kanzlerin will die
Auszahlung von EU-Geldern zu-
dem stärker von Strukturrefor-
men der Nehmerländer abhängig
machen. Die neoliberale EU-Of-
fensive der Deutschen geht also in
die nächste Runde.
Streit wird es auch in der Frage

geben, ob die Parteienblöcke bei
den EU-Wahlen wieder mit Spit-
zenkandidaten ins Rennen gehen.

Insbesondere Frankreich stellt sich
hier quer. Diskussionsstoff bieten
zudem die Pläne zu transnationa-
len Listen, auf denen Politiker ver-
schiedener Länder gemeinsam
kandidieren könnten. Nahles
sprach sich am Donnerstag für sol-
che Listen aus, ebenso die Grünen
und die FDP. Die Europäische
Volkspartei (EVP), zu der auch
CDU und CSU gehören, ist dage-
gen. Die Europäische Linke ist in
der Frage tief gespalten. Seite 2
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Klimarettung mit Billionen
Kurt Stenger über die Forderung nach grüner Finanzmarktregulierung

Geld regiert die Welt – der Spruch gilt im Kapitalismus natürlich auch für
die Erfüllung wichtiger umweltpolitischer Ziele wie der Energiewende oder
der Begrenzung der Erderwärmung. Was nützen etwa von der EU ge-
wünschte Ausbaupfade, wenn Investoren Anlagen für erneuerbare Ener-
gien als nicht renditewürdig ansehen? Da sich Marktliberale einer echten
staatlichen Wirtschaftsplanung verweigern, bleibt ihnen nur die Hoffnung,
dass die Marktakteure es in ihrem Sinne richten. Hier tut sich weltweit
auch einiges, vor allem weil immer mehr Groß- wie auch Kleinanleger die
Zukunft grün malen, da sie befürchten, dass ihre Investitionen in Kohle, Öl
und Gas auf längere Sicht Verlustgeschäfte werden.
Bei einer derart zukunftsträchtigen Frage wie der Klimarettung darf sich

die Welt aber nicht dem volatilen Chaos der Finanzmärkte ausliefern. Viel
gewonnen wäre ja schon, wenn die umweltschädlichen Branchen die von
ihnen verursachten externen Kosten bezahlen müssten. Das traut sich die
EU-Kommission natürlich nicht, aber immerhin bereitet sie eine Finanz-
marktregulierung vor, bei der es vor allem um die Förderung »grüner« An-
lageprodukte geht. Dies allein wird aber nicht reichen, die Klimaziele zu
erfüllen: Schließlich geht es hier um Summen, die sich binnen weniger
Jahre zu Billionen summieren.

Den Schuss nicht gehört
Markus Drescher über bewaffnete Lehrkräfte und die Generation Columbine

Schulmassaker: Tränen und Gebete, Berichterstattung in Dauerschleife, Dis-
kussion über die Waffengesetze, bescheuerte Vorschläge der Waffenlobby, die
Diskussion über Waffengesetze verläuft im Sande. Schulmassaker: Tränen und
Gebete ... Das Abschlachten von Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen in den USA folgt seit dem Massaker an der Columbine High School vor fast
20 Jahren der gleichen Routine. Egal wie viele, egal wie oft – bisher konnten
sich Konservative und Waffenlobby sicher sein, dass sich nichts verändern wird.
Doch diesmal scheint diese Routine gebrochen, die Chance da, etwas zu

verändern. Auch wenn Donald Trumps Interesse an den Schicksalen der
Hinterbliebenen und Überlebenden von Schulmassakern, die er traf, nach
seinem Rat, doch einfach Lehrer zu bewaffnen, als schmieriges Geheuchel
abgehakt und unter »bescheuerte Vorschläge der Waffenlobby« abgelegt
werden kann. So besteht doch die Hoffnung, dass diesmal die schon jetzt
ungewöhnlich heftigen Proteste von Schülern und Eltern nicht abebben wer-
den und womöglich gar eine Anti-Waffen-Bewegung entsteht. Nicht heute
und nicht morgen. Den langen Atem, den die traumatisierten Schüler für ih-
ren Kampf brauchen werden, kann man sich hierzulande wohl kaum vorstel-
len. Doch anders als Herr Trump haben sie den Schuss, besser die Schüsse
gehört – denn diese töteten ihre Freunde.

Verlockende Kassenlage
Ulrike Henning plädiert für Wachsamkeit beim Umgang mit Überschüssen

Die gesammelten Überschüsse der gesetzlichen Krankenkassen belaufen
sich einschließlich der Reserven des Gesundheitsfonds, wo die Beiträge
zunächst zusammenlaufen, auf 28 Milliarden Euro. Allein die Gesamtrück-
lagen der 110 bestehenden Kassen ergeben 19 Milliarden Euro. Bevor man
sich nun Gedanken darüber macht, was mit diesem Geld alles anzustellen
wäre, sollte klar sein, dass die letztgenannte Summe gerade für einen Mo-
nat der aktuell üblichen Ausgaben für die gesetzlich Versicherten ausreicht.
Zu Recht warnen Kassenvertreter die Politik davor, angesichts dieser

guten finanziellen Aufstellung anstehende Aufgaben weiter nach hinten zu
schieben. Sie fordern zum Beispiel, den Finanzausgleich zwischen den
Kassen – deren Überschüsse sehr unterschiedlich ausfielen – auf eine ge-
rechtere Basis zu stellen. Zudem seien auch Arzthonorare, Medikamenten-
kosten und Klinikentgelte »sehr dynamisch« gestiegen. Strukturreformen
stünden aus, etwa bei den Krankenhäusern.
Die Konjunktur wird nicht ewig dauern, die Zahl sozialversicherungs-

pflichtiger Beschäftigter könnte wieder sinken. Bis dahin, diese Chance be-
steht immerhin, könnten zumindest Grundlagen besser geordnet sein. Die
Versicherten sollten genau schauen, zu wessen Gunsten das geschieht –
denn ausgegeben werden nicht mehr und nicht weniger als ihre Beiträge.

PERSONALIE

Rebellin
Von Moritz Wichmann

Am 14. Februar änderte sich das
Leben von Emma Gonzalez für im-
mer. Nachdem am Valentinstag ihr
Mitschüler Nikolas Cruz an ihrer
Schule in Parkland, Florida 17Mit-
schüler erschoss, war der 18-Jäh-
rigen nicht nach stiller Trauer zu-
mute. Gleich 24 Stunden nach dem
Amoklauf ließ sie sich von CNN in-
terviewen: »Ich will das die Leute
das sehen,weil das dieRealität ist«.
»Das ist jetzt meineWelt«, sagte sie
wenige Tage später der New York
Times, als sie mit einer emotiona-
len Wutrede ungewollt zur An-
führerin einer neuen Teenager-
Revolte gegen die mächtige US-
Waffenlobby wurde. Eigentlich
war sie vorher ein Teenager wie je-
der andere auch, aber ein schlauer
und rebellischer.
Gonzalez war Mitglied im Ast-

ronomieklub ihrer Schule. Im De-
zember vergangenen Jahres star-
tete dieser in einem Experiment ei-
nen Wetterballon. Er sollte über
den Golfstrom auf die Bahamas
fliegen. Gonzalez war für Über-
wachung der Flugbewegungen des
Ballons zuständig. Vor dem At-
tentat engagierte sie sich auch in
der »Gay – Straight Alliance« ihrer
Schule, unter anderem für die
Rechte von Schwulen in Ägypten.
»Wir sind nur eine kleine Schul-
organisation, aber was in Ägypten
passiert, ist Mist und ich will das
alle wissen, dass wir mit unseren
unterdrückten Brüdern und
Schwestern dort solidarisch sind«,

erzählte sie der Schülerzeitung
Eagle Eye nach einer Verhaftungs-
welle gegen Homosexuelle in dem
nordafrikanischen Land. Dem
Schülerprojekt »Humans of Sto-
neman Douglas«, welches Schüler
der Schule und ihre »Geschichte«
porträtiert, sagte eine sich cool
aufstützende Bomberjackenträ-
gerin Gonzalez über ihre Kurz-
haarfrisur: »Ich habe mir die Haa-
re abgeschnitten, weil sie genervt
haben. Je mehr meine Eltern da-
gegen waren, desto mehr wollte
ich es«. Letztendlich erstellte sie
sogar eine Powerpoint- Präsenta-
tion, um ihre Eltern zu überzeu-
gen. Nun plant sie mit ihren über-
lebenden Mitschülern eine De-
monstration zur Verschärfung des
Waffenrechts Ende März in Wa-
shington und will für die Abwahl
von republikanischen Abgeordne-
ten in Florida sorgen, die in dieser
Woche gegen eine Verschärfung
des Waffenrechts im US-Bundes-
staat Florida stimmten.

Emma Gonzalez
Foto: AFP/Rhona Wise

KOLUMNE

Türkischer Testballon
Das Bündnis mit Assad sollte nicht zum Bruch zwischen Kurden und ihren politischen Unterstützern führen, so Uli Cremer

Am 20. Januar begann die Erdogan-
Regierung ihren militärischen An-
griff auf die syrische Provinz Afrin.
Die Region ist überwiegend von
Kurden besiedelt und wird seit 2014
von diesen kontrolliert und verwal-
tet. Assad hatte damals angesichts
der Bedrohung durch islamistische
Gruppen in anderen Teilen Syriens
seine Truppen aus Afrin zurückge-
zogen und akzeptierte die kurdische
Selbstverwaltung dort.
Die Türkei brach mit ihrem Vor-

stoß Völkerrecht, da sie syrisches
Territorium zu besetzen begann.
Vom Bündnis mit Assad hatte sich
die Erdogan-Regierung schon länger
verabschiedet. Als Machtfaktor
schien er offenbar nicht mehr rele-
vant. Der türkische Angriff brachte
die Kurden in eine bedrohliche Situ-
ation. Zwar konnten sie ihr Gebiet
bisher verteidigen, aber gegen die
militärische Übermacht der Türkei
würden sie auf Dauer nichts ausrich-
ten können. Um eine militärische
Niederlage in Afrin abzuwenden,
suchten die Kurden deswegen um
militärische Unterstützung aus Da-
maskus nach. Die syrische Regierung
folgte dem Hilferuf und schickte ei-
gene Truppen nach Afrin. Damit ha-
ben die Kurden die Differenzen zwi-
schen Ankara und Damaskus ge-
schickt genutzt und das Überleben
der kurdischen Afrin-Provinz erst
einmal gesichert.
Über das Regime von Assad ma-

chen sich die Kurden nach der Jahr-
zehnte dauernden Unterdrückung
keine Illusionen und werden deshalb
ihre Selbstverwaltung nicht aufge-
ben. Der Vorteil der Assad-Regierung
besteht andererseits im Zuwachs po-
litischer Unterstützung. Denn mili-
tärisch mögen die Kurden Zwerge
sein, aber politisch haben sie Ge-
wicht. Sie genießen durch die große
Anzahl kurdischer Exilanten viel

Sympathie in den westlichen Gesell-
schaften – anders als das Assad-Re-
gime.
Der türkische Angriff zog also ein

Zweckbündnis zwischen Kurden und
Assad-Regime nach sich – wenn auch
unbeabsichtigt. Aber der Schauplatz
Syrien wird nicht nur von den regio-
nalen Akteuren bestimmt. Auch die
Großmächte USA und Russland sind
militärisch und politisch präsent. Die
Kurden genießen bisher militärische
Unterstützung der USA, so dass die
Erdogan-Regierung sich eigentlich im
Konflikt mit Washington befindet.
Damit ist die NATO in dem Konflikt
nicht handlungsfähig. Ziel der Türkei
ist es, die Trump-Regierung von der
Unterstützung der Kurden abzubrin-

gen. Alle Bündnisbeziehungen stehen
für Trump auf dem Prüfstand. Der
Einmarsch in Afrin ist ein türkischer
Testballon: Wie haltbar ist das US-
kurdische Bündnis? Lässt sich dieses
nach dem Amtswechsel im Weißen
Haus aufbrechen? Ein türkischer Er-
folg in Afrin könnte die Bündnisachse
Ankara-Washington neu justieren.
Welche Rolle spielt Russland? Es

hat sich in dem Konflikt inzwischen
sehr aktiv eingebracht und stützt das

Assad-Regime nach Kräften. Die
Kurden sind für Russland weniger
wichtig. Aber als Bündnispartner von
Assad können sie auf Unterstützung
aus Moskau zählen. Hier lässt sich
ein weiterer Grund für den kurdi-
schen Schritt Richtung Assad aus-
machen. Denn der andere große
Player, die USA, sind seit Trumps
Machtantritt unberechenbar gewor-
den. Ob sie die Kurden weiter unter-
stützen ist unsicher. Durch das
Bündnis mit Assad begeben sich die
Kurden gleichzeitig unter den
Schutzschirm Russlands.
Insofern ist der kurdische

Schwenk Richtung Assad realpoli-
tisch nachvollziehbar. Damit stellen
die Kurden sich auf die neue weltpo-
litische Lage ein und versuchen ihr
Überleben zu sichern. Sie halten
eben nicht alle Trümpfe in der Hand.
Was wäre ihre Alternative? Auf Hilfe
der Trump-Regierung zu setzen?
Doch wie verlässlich wäre diese?
Denn könnten die Kurden sich wirk-
lich auf Trump verlassen?
Das Bündnis mit Assad sollte des-

wegen nicht zum Bruch zwischen
Kurden und ihren bisherigen politi-
schen Unterstützern im Westen füh-
ren. Diese sollten vielmehr die pre-
käre Lage der Kurden zur Kenntnis
nehmen. Der moralische Zeigefinger
hilft da wenig. Wer jetzt den Kurden
das Bündnis mit dem Regime Assads
vorwirft oder den machtpolitischen
Gewinn Russlands beklagt, bleibt
leider die Antwort auf die Frage
schuldig, wie sich die Kurden denn
sonst gegen den mit deutschen Leo-
pard-Panzern geführten türkischen
Angriff wehren sollen.
Peinlich wird dieser Vorwurf

dann, wenn er von jenen Parteien
kommt, die in den letzten Tagen der
rot-grünen Bundesregierung die Lie-
ferung eben dieser Panzer an die
Türkei abgesegnet hatten.

Uli Cremer ist Sprecher der
Grünen Friedensinitiative und
Herausgeber mehrerer friedens-
politischer Bücher.
Foto: privat

Zeichnung: Rainer Hachfeld
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Kein »Staat im Staat

Zu »Marschieren bis zum K.o.«,
21.2., S. 2; online:
dasND.de/1080147
Die Bundeswehr ist – im Gegensatz
zur Reichswehr der Weimarer Re-
publik – kein »Staat im Staat«. Da-
her haben die Soldatinnen und
Soldaten als Staatsbürger in Uni-
form Anspruch auf dieselben Werte
und Rechte, für deren Schutz sie
einstehen sollen. Dazu zählt unter
anderem die Menschenwürde.
Dieses »Innere Führung« ge-

nannte Konzept bildet die Werte-
grundlage für verantwortliches
Handeln in der gesamten Bundes-
wehr. Trainingsmethoden müssen
daher immer mit der Menschen-
würde vereinbar sein. Wenn ein
Ausbildungsfeldwebel Unteroffi-
ziersanwärter im Gelände so lange
antreibt, bis diese bewusstlos zu-
sammenbrechen, ist dies nicht
mehr der Fall. Darum müssen die
Verantwortlichen nun zur Rechen-
schaft gezogen werden.
Michael Pfeiffer,
Neuhausen auf den Fildern

Danke für die Courage

Zu »Kampf um die Weiblichkeit im
Formular«, 19.2.; online:
dasND.de/1079908
Frau muss Marlies Krämer danken
für ihre Courage, bis zum BGH zu
gehen, um Gleichberechtigung für
Frauen einzuklagen.
Vermutlich wird es auf die ge-

schlechtliche Zusammensetzung
des Gerichtes ankommen, wie das
Urteil ausfällt. Ob das Urteil objek-
tive sein wird, bezweifle ich.
Margret Köhler-Gutsch

Keine reflektierten Gedanken

Zu »Das »Fotze!«-Dilemma auf dem
Hermannplatz«, 21.2.; online:
dasND.de/1080174
Man lerne: Wer stur seinen Weg
gehen will, sollte entweder stark
sein, oder braucht im Konfrontati-

onsfall Unterstützung. Allerdings
zeigt es in meinen Augen eher
Dummheit. Man lerne: Auch Frau-
en können sich wie pubertierende
Jungs benehmen. Vor allem wenn
in ihren Köpfen die Lust auf Kra-
wall hochkommt.
Denn es werden Behauptungen

über die Gedankenwelt des ande-
ren angestellt, ohne sich scheinbar
über die eigene, hier ebenso ag-
gressiv zur Schau gestellte Gedan-
kenwelt, reflektierte Gedanken zu
machen.
Chris Rayn, Frankfurt

Die Ernte bringt heute die AfD
ein

Zu » Progressive Heimatgefühle«,
22.2., S. 4; online:
dasND.de/1080200
Wenn Roberto J. De Lapuente
meint, die Linken hätten den Hei-
matbegriff brachliegen lassen, so
irrt er. Im Zuge der Auseinander-
setzung um die Fußball-WM in
Deutschland gab die Rosa-Luxem-
burg-Stiftung Sachsen ein Bänd-
chen zum Thema »Linke, Heimat
Vaterland« (Autoren Peter Porsch,
Siegfried Wollgast, Werner Bram-
ke, Herausgeber Klaus Kinner) he-
raus, in dem versucht wurde, ein
linkes und dennoch positives Ver-
hältnis zum Heimatbegriff zu ge-
winnen.
Die Fraktion der PDS im Sächsi-

schen Landtag ging einst mit der
Aufforderung zu einer Massenpeti-
tion gegen einen Landesentwick-
lungsplan der CDU vor, der den
ländlichen Raum von vielen Ent-
wicklungen abhängen sollte.
Titel unserer Werbepost: »Hei-

mat braucht Vertrauen«. Die CDU
war unbelehrbar und viele Linke
auch. Die Ernte bringt heute die
AfD ein.
Prof. Dr. Peter Porsch, Parthenstein
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